Deutscher Bundestag 

14. Wahlperiode 


Drucksache 14/4669 


16 . 11 . 2000 


Beschlussempfehlung und Bericht 

des Ausschusses für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen (15. Ausschuss) 


zu dem Antrag der Abgeordneten Angelika Mertens, Angelika Graf (Rosenheim), 
Hans-Werner Berti, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der SPD sowie der 
Abgeordneten Franziska Eichstädt-Bohlig, Kerstin Müller (Köln), Albert Schmidt 
(Hitzhofen), weiterer Abgeordneter und der Fraktion BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN 
- Drucksache 14/3702 - 

Bekämpfung der illegalen Kabotage und des Sozialdumpings im 
Transportgewerbe 


A. Problem 

In der Bundesrepublik Deutschland nehmen die Probleme der illegalen oder 
„grauen“ Kabotage und Beschäftigung zu. In- und ausländische Transportunter- 
nehmer versuchen Kosten- und damit Wettbewerbsvorteile zu erlangen, indem 
bei der Beschäftigung von ausländischem Fahrpersonal Regelungen des Ar- 
beits-, Sozialversicherungs- und Aufenthaltsrechts umgangen werden. Dies 
führt zu einem ruinösen Lohn-Preisdruck für die Fahrer und das Transportge- 
werbe insgesamt und zu Ausfällen bei Steuern und Sozialabgaben. 

B. Lösung 

Mit dem vorliegenden Antrag, den der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Woh- 
nungswesen einstimmig bei Stimmenthaltung der PDS-Fraktion zur Annahme 
empfiehlt, soll die Bundesregierung aufgefordert werden, u. a. sich für die Ein- 
führung einer EU-Fahrerlizenz für Fahrer aus Drittstaaten einzusetzen, die recht- 
lichen Voraussetzungen dafür zu schaffen, dass der durch Sozialdumping erzielte 
Vorteil bei den Kontrollen wieder einkassiert werden kann, die Wirkungsmög- 
lichkeiten der Kontrollen zu steigern und weitere flankierende Maßnahmen wie 
Entzug der Erlaubnisse nach dem Güterkraftverkehrsgesetz (GüKG) und elek- 
tronische Überwachungsmöglichkeiten hinsichtlich ihrer Bedeutung beim 
Kampf gegen die illegale Beschäftigung zu prüfen. 

Einstimmigkeit im Ausschuss 

C. Alternativen 

Wurden im Ausschuss nicht erörtert. 

D. Kosten 

Keine 
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Beschlussempfehlung 


Der Bundestag wolle beschließen, 

den Antrag - Drucksache 14/3702 - anzunehmen. 


Berlin, den 8. November 2000 


Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen 

Eduard Oswald Wilhelm Josef Sebastian 

Vorsitzender Berichterstatter 
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Bericht des Abgeordneten Wilhelm Josef Sebastian 


I. 

Der Deutsche Bundestag hat den Antrag - Bundestagsdruck- 
sache 14/3702 - in seiner 114. Sitzung am 6. Juli 2000 im ver- 
einfachten Verfahren an den Ausschuss für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen zur federführenden Beratung und an den In- 
nenausschuss, an den Ausschuss für Wirtschaft und Technolo- 
gie, an den Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung sowie an 
den Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union zur Mitberatung überwiesen. 

II. 

Nach dem Antrag soll der Deutsche Bundestag u. a. feststellen, 
dass die Probleme der illegalen oder „grauen“ Kabotage und 
Beschäftigung zunehmen, dass in- und ausländische Trans- 
portunternehmer bei der Beschäftigung von ausländischem 
Fahrpersonal Regelungen des Arbeits-, Sozialversicherungs- 
und Aufenthaltsrechts umgehen, dass sich daraus ein ruinöser 
Lohn-Preisdruck für Fahrer und Transportgewerbe sowie 
Ausfälle bei Steuern und Sozialbeiträgen ergeben. 

Nach dem Antrag soll die Bundesregierung aufgefordert wer- 
den, u. a. auf eine EU-Fahrerlizenz für Fahrer aus Drittstaaten 
hinzuwirken, die rechtlichen Voraussetzungen dafür zu schaf- 
fen, den durch Sozialdumping erzielten Vorteil bei den Kon- 
trollen wieder einkassieren zu können, die Wirkungsmöglich- 
keiten der Kontrollen zu steigern und weitere flankierende 
Maßnahmen wie Entzug der Erlaubnisse nach dem GüKG und 
elektronische Überwachungsmöglichkeiten hinsichtlich ihrer 
Bedeutung für den Kampf gegen die illegale Beschäftigung zu 
prüfen. 

III. 

Der Innenausschuss empfiehlt mit den Stimmen der Frakti- 
onen SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und F.D.P. bei Ent- 
haltung der Fraktionen der CDU/CSU und PDS, den Antrag 
anzunehmen. 

Der Ausschuss für Wirtschaft und Technologie hat den An- 
trag in seiner 39. Sitzung am 25. Oktober 2000 beraten. Er 
empfiehlt mehrheitlich, den Antrag anzunehmen. Der Be- 
schluss wurde mit den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen 
SPD, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS gegen die Stim- 
men der Mitglieder der Fraktion der F.D.P. bei Stimmenthal- 
tung der Mitglieder der Fraktion der CDU/CSU gefasst. 

Der Ausschuss für Arbeit und Sozialordnung empfiehlt mit 
den Stimmen der Mitglieder der Fraktionen SPD, CDU/CSU, 
BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN und PDS bei Abwesenheit der 
Fraktion der F.D.P. die Annahme des Antrags. 

Der Ausschuss für die Angelegenheiten der Europäischen 
Union hat den Antrag in seiner 53. Sitzung am 11. Oktober 
2000 beraten und empfiehlt mit den Stimmen der Fraktionen 
SPD, CDU/CSU, BÜNDNIS 90/DIE GRÜNEN, F.D.P. und 
PDS die Vorlage anzunehmen. 


IV. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen hat 

den Antrag in seiner 39. Sitzung am 27. September 2000 und 
in seiner 42. Sitzung am 8. November 2000 beraten. Er emp- 
fiehlt einstimmig bei Stimmenthaltung der PDS-Fraktion, den 
Antrag anzunehmen. 

Der Ausschuss für Verkehr, Bau- und Wohnungswesen ist sich 
darin einig, dass die Verhältnisse im Transportgewerbe verbes- 
sert und faire Wettbewerbsbedingungen europaweit hergestellt 
werden müssen. Er sieht in den Forderungen des Antrags der 
Bundestagsdrucksache 14/3702 geeignete Maßnahmen zur Er- 
reichung dieses Ziels. 

Der Ausschuss hat sich mit der Frage befasst, wer feststellen 
soll, wie hoch der wirtschaftliche Vorteil ist, den ein Verkehrs- 
untemehmen durch Sozialdumping erzielt und der nach Punkt 
2 des Antrags bei den Kontrollen einkassiert werden soll. Die 
Bundesregierung hat hierzu darauf hingewiesen, dass diese 
Feststellung am Kontrollort nicht und in einem späteren Ord- 
nungswidrigkeitenverfahren durch die Bußgeldbehörde nur 
mit großem Aufwand und sehr ungenauem Ergebnis möglich 
ist, dass aber die Geldbuße für diese Verstöße so hoch anzuset- 
zen ist, dass sie den wirtschaftlichen Vorteil, den der Beförde- 
rer aus der Ordnungswidrigkeit gezogen hat, übersteigt. Dies 
ist Grundlage für die Zumessung der Geldbuße § 17 Abs. 4 
OwiG und muss auch bei der Festlegung des Bußgeldrahmens 
berücksichtigt werden. Diese Antwort hat nicht alle Seiten im 
Ausschuss zufriedengestellt. Die Bundesregierung ist daher 
gebeten worden, sich mit diesem Problem weiter zu beschäfti- 
gen. 

Des Weiteren ist im Ausschuss die Frage angesprochen wor- 
den, ob der Untersagung der Weiterfahrt nicht in vielen Fällen 
der Grundsatz der Verhältnismäßigkeit entgegensteht. Die 
Bundesregierung hat hierzu darauf hingewiesen, dass dem 
Bundesamt für Güterverkehr (BAG) keine Gerichtsentschei- 
dungen bekannt sind, die den Grundsatz der Verhältnismäßig- 
keit im Zusammenhang mit der Untersagung der Weiterfahrt 
betreffen. Das BAG berücksichtige diesen allgemeinen 
Grundsatz des Verwaltungsrechts in der Praxis der Straßen- 
kontrollen u. a. bei Untersagung der Weiterfahrt, wenn durch 
Zuwiderhandlungen insbesondere gegen Vorschriften des 
Fahrpersonalgesetzes und des GefahrgutbefÖrderungsgeset- 
zes Gefahren für die Verkehrssicherheit entstehen. Aus der Zu- 
sammenarbeit mit Zollbehörden sei bekannt, dass diese wegen 
geschuldeter Einfuhrabgaben die Weiterfahrt untersagen und 
das Fahrzeug zur Sicherung der Abgabenschuld beschlagnah- 
men. 

Die PDS-Fraktion hat sich im Ausschuss der Stimme enthal- 
ten, da nach ihrer Ansicht der Antrag eine enorme zusätzliche 
Bürokratie bedeuten würde und nicht zu erkennen sei, wie das 
Gleichbehandlungsprinzip gewahrt und wie diese Vorschläge 
auf der europäischen Ebene umgesetzt werden könnten. 


Berlin, den 8. November 2000 


Wilhelm Josef Sebastian 

Berichterstatter 
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